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Die Arbeitsgerichtsbarkeit

Viele Menschen haben in ihrem Leben noch nichts mit
Gerichten zu tun gehabt. Die meisten sind froh darii-
ber. Manche haben sogar Angst vor Gerichten. Dazu be-
steht aber kein Anlass. Denn die Gerichte sind fiir die
Biirgerinnen und Biirger da und sollen ihnen helfen, zu
ihrem Recht zu kommen. Das gilt insbesondere fiir die
Arbeitsgerichte.

Die nordrhein-westfélische Arbeitsgerichtsbarkeit be-
steht aus drei Landesarbeitsgerichten und 30 Arbeits-
gerichten. Vor dem Arbeitsgericht sind die klagende
und die beklagte Partei, die Arbeitnehmer- und die Ar-
beitgeberseite, vollig gleichgestellt. Berufsrichterinnen
und -richter sowie ehrenamtliche Richterinnen und
Richter entscheiden unabhangig nach Gesetz und
Recht, d.h. weisungsungebunden.

Die Zustdndigkeit der Arbeitsgerichte
Im Arbeitsleben gibt es zahlreiche Anlasse, die zu einem
Streit fuhren kdnnen:

B Dasind vor allem die vielen Félle, in denen das
Arbeitsverhaltnis fristlos oder fristgeman gekiindigt
wird und die Arbeitnehmerseite die Kiindigung ftr
unwirksam halt.

B Da wird eine Entgeltabrechnung nicht akzeptiert,
weil vermutet wird, sie sei nicht korrekt, oder die
Zahlung des Entgeltes bleibt aus.

B Da wird bei Austibung der Arbeit dem Betrieb ein
Schaden zugefugt, dessen Erstattung verlangt wird.

B Oder es besteht Streit dartber, ob ein Betriebsrat
wirksam gewahlt worden ist.

B Oder der bestehende Betriebsrat macht bei betrieb-
lichen MaBnahmen der Arbeitgeberseite Mitbestim-
mungsrechte geltend.

Lassen sich Konflikte zwischen den Betroffenen nicht
gitlich beilegen, kénnen die Arbeitsgerichte angerufen
werden.



Die Klage

Die Klage im Urteilsverfahren kénnen Sie selbst bei der
Rechtsantragsstelle des Arbeitsgerichts zu Protokoll der
Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten erheben.
Dort wird Ihnen auch bei der Formulierung geholfen und
fur die Weiterleitung gesorgt. Eine Rechtsberatung er-
folgt jedoch nicht.

Sie kdnnen aber auch selbst durch ein einfaches, an das
Gericht gerichtetes Schreiben Klage erheben. Hierbei
mussen Sie deutlich machen, was Sie begehren, nam-
lich z.B. die Zahlung eines bestimmten Geldbetrages
oder die Feststellung, dass eine bestimmte Kundigung
unwirksam ist. Dann missen Sie die Tatsachen dar-
legen, aus denen Sie lhren Anspruch herleiten méchten,

Die Geschiftsstelle des Arbeitsgerichts Hamm

44/10 07.09.2010
Klage
zu Protokoll der Geschaftsstelle des Arbeitsgerichts

Friederike Meier, Am Wald 6, 59071 Hamm
- Klagerin -
gegen
Firma Gerd Mller GmbH, vertreten durch den Geschaftsfiihrer Gerd Miiller, Seeweg 396,
59065 Hamm
- Beklagte -
Die Klagerin erklart:
Ich erhebe vor dem Arbeitsgericht Hamm folgende Klage mit dem Antrag zu erkennen:

Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhaltnis durch die am 02.09.2010 zugegangene Kiin-
digung vom 01.09.2010 nicht aufgelost ist.

Begriindung:

Ich bin am 19.09.1959 geboren und stehe seit dem 01.07.2004 bei der Beklagten im Betrieb
in Hamm als Burokauffrau im Arbeitsverhéltnis gegen eine monatliche Vergtitung von zuletzt
2.580,00 EUR brutto bei einer regelmaRigen Arbeitszeit von 38 Stunden wdchentlich.

Die Beklagte hat mein Arbeitsverhaltnis mit Schreiben vom 01.09.2010 zum 30.09.2010 ge-
kiindigt. Die Kiindigung ist mir am 02.09.2010 zugegangen. Die Beklagte beschaftigt regel-
maRig mehr als zehn Arbeitnehmer (ohne Auszubildende).

Die Kiindigung ist nicht durch Griinde, die in meiner Person oder in meinem Verhalten lie-
gen, bedingt. Es bestehen keine dringenden betrieblichen Erfordernisse, die einer Weiterbe-
schaftigung entgegenstehen. Die Kiindigung ist daher sozial ungerechtfertigt und rechtsun-
wirksam. Mit der Kiindigung bin ich nicht einverstanden und ich verlange Weiterbeschafti-
gung tiber den 30.09.2010 hinaus.

Gelesen, genehmigt und unterschrieben Geschlossen:

Moier Miillex

Meier Rechtspflegerln



sowie lhren Prozessgegner genau unter Angabe seiner
ladungsfahigen Anschrift bezeichnen. Vor den Arbeits-
gerichten konnen sich Arbeitnehmer auch von der
Gewerkschaft oder Arbeitgeber von dem Arbeitgeber-
verband und selbstverstandlich auch von einer Rechts-
anwaltin oder einem Rechtsanwalt vertreten lassen. Vor
den Landesarbeitsgerichten ist eine Vertretung zwin-
gend vorgeschrieben.

Die Verhandlung

Liegt die erhobene Klage dem Gericht vor, dann be-
stimmt dieses einen baldigen Termin zur Guteverhand-
lung. Die Guteverhandlung findet vor der oder dem
Berufsrichter/in (Vorsitzende/r) statt. Hierbei wird
der Sachverhalt mit den Parteien erortert, auf wichtige
rechtliche Gesichtspunkte und die richtige Antragstel-
lung hingewiesen und versucht, eine gttliche Einigung
der Parteien zu erreichen.

Kommt es nicht zu einer Einigung, so weist die oder der
Vorsitzende die Parteien darauf hin, was sie noch vortra-
gen mussen. Sodann wird ein weiterer Termin zur Ver-
handlung des Rechtsstreits vor der Kammer bestimmt.
Das ist der Termin, in dem die Streitsache formlich ver-
handelt und vom Gericht entschieden werden soll.

Die Kammer besteht aus einer oder einem Berufsrich-
ter/in (Vorsitzende/r) und zwei ehrenamtlichen Richte-
rinnen oder Richtern als Beisitzer. Von diesen kommt je-
weils eine(r) aus dem Kreis der Arbeitnehmer/innen und
eine(r) aus dem Kreis der Arbeitgeber/innen.

In der Kammerverhandlung wird der Sach- und Streit-
stand noch einmal eingehend erértert. Wenn Tatsachen
zwischen den Parteien streitig sind, die flir die rechtliche
Entscheidung von Bedeutung sind, werden Beweise er-
hoben, z.B. Zeugen vernommen.



Das Urteil

Auch in der Verhandlung vor der Kammer ist eine gutli-
che Einigung von Gesetzes wegen anzustreben. Kommt
sie nicht zustande, verkiindet die Kammer eine Ent-
scheidung.

Die Entscheidung wird mundlich begriindet, wenn die
Parteien noch bei der Verkiindung anwesend sind. Die
eingehende schriftliche Begriindung kann dem spater
zugestellten Urteil oder Beschluss entnommen werden.

Offentliche Sitzung des Arbeitsgerichts Hamm
Geschaftsnummer: 6 Ca 102/10 Hamm, den 23.09.2010

Anwesend: Vorsitzende: Richterin am Arbeitsgericht Schmitz

In dem Rechtsstreit

Meier ./. Fa. Miiller GmbH

erschienen nach Aufruf der Sache:

die Klagerin
fiir die Beklagte: deren Geschéftsfiinrer Gerd Mdller

Es fand eine Glteverhandlung statt. Diese blieb ergebnislos.

Es wurde sodann der folgende
Beschluss
verkiindet:
1. Termin zur mindlichen Verhandlung vor der Kammer wird anberaumt auf
Freitag, den 23. Oktober 2010, 11.00 Uhr.
2. Der Beklagten wird aufgegeben, bis zum 10. Oktober 2010 die Griinde fiir die

Kiindigung im einzelnen unter Beweisantritt darzulegen und dazu auszufiihren,
wann und wie der Betriebsrat zu der Kiindigung angehdrt worden ist.

- Auf Tontrager vorlaufig aufgezeichnet -

Fiir die Richtigkeit der
Ubertragung vom Tontrager

Celunits Sehulze

(Schmitz) (Schulze)



Das Beschlussverfahren

Das Beschlussverfahren ist ein besonderes Verfahren,
das vor allem fur Streitigkeiten bei der Anwendung des
Betriebsverfassungsgesetzes vorgesehen ist. Hier ist
z.B. zu entscheiden, welche Rechte der Betriebsrat
hat oder welche Befugnisse einzelnen Betriebsrats-
mitgliedern zustehen. AuBerdem gehoren dazu Fragen
der Uberbetrieblichen Mitbestimmung. Das Beschluss-
verfahren endet nicht mit einem Urteil, sondern mit ei-
nem Beschluss.

Die Rechtsmittel

Das Landesarbeitsgericht ist die zweite Instanz. Es
verhandelt und entscheidet Gber Berufungen und Be-
schwerden.

Gegen ein Urteil des Arbeitsgerichts kann die unter-
legene Partei Berufung beim Landesarbeitsgericht
einlegen, wenn diese durch das Arbeitsgericht zu-
gelassen wurde oder wenn in vermogensrechtlichen
Streitigkeiten der Wert des Beschwerdegegenstan-
des 600,00 EUR Ubersteigt oder wenn es sich um eine
Rechtsstreitigkeit Gber das Bestehen, Nichtbestehen
oder die Kindigung eines Arbeitsverhaltnisses han-
delt. Die Berufung kénnen Sie nicht selbst einlegen. Sie
muss von einer Rechtsanwaltin oder einem Rechtsan-
walt oder von einer Vertreterin oder einem Vertreter
der Gewerkschaft oder des Arbeitgeberverbandes er-
hoben werden. An der Berufungsverhandlung wirken
ebenfalls ein/e Berufsrichter/in und zwei ehrenamt-
liche Richter/innen als Beisitzer/innen mit. Auch hier
wird der Sach- und Streitstand — auch mit dem Ziel ei-
ner gutlichen Einigung der Parteien — nochmals eror-
tert. Gegen ein Urteil des Landesarbeitsgerichts ist
u.a. bei Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung
die Revision an das Bundesarbeitsgericht moglich. Sie
muss vom Landesarbeitsgericht ausdricklich im Urteil
zugelassen sein.



GegeneinenBeschlussdes LandesarbeitsgerichtsimBe-
schlussverfahren kann Rechtsbeschwerde beim Bundes-
arbeitsgericht eingelegt werden, sofern das Landesar-
beitsgericht diese zugelassen hat.

Die Kosten

Das Beschlussverfahren ist gerichtskostenfrei. Kosten
fur Verfahrensbevollméachtigte missen die Beteiligten
selbst tragen, wobei der Betriebsrat in der Regel die Er-
stattung der Kosten vom Arbeitgeber verlangen kann.
Die Kosten fur das Urteilsverfahren sind allgemein er-
maBigt; Kostenvorschisse werden nicht erhoben. Un-
abhangig vom Ausgang des Verfahrens hat vor dem Ar-
beitsgericht jede Partei die Kosten fiir die Hinzuziehung
ihres Rechtsanwalts selbst zu zahlen. Entstehende
Rechtsanwaltsgebihren werden also nicht von der un-
terlegenen Partei erstattet. Vergleiche, mit denen der
Rechtsstreit vollstédndig und nicht nur teilweise beendet
wird, fuhren zum Wegfall von Gerichtsgebthren.
Personen mit geringem Einkommen kann im Rahmen
der Prozesskostenhilfe eine Rechtsanwaltin oder ein
Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn der Prozess
hinreichende Aussicht auf Erfolg hat und nicht mutwil-
lig erscheint und kein anderer Rechtsschutz (z.B. durch
eine Gewerkschaft) gegeben ist. Dies fuhrt entweder zur
volligen Befreiung von den Verfahrenskosten (Gerichts-
und Anwaltskosten) oder zur Ratenzahlung. Bei einer
Verbesserung der personlichen und wirtschaftlichen
Verhéltnisse kénnen jedoch innerhalb von 48 Monaten
nach Beendigung des Verfahrens noch Zahlungen ange-
ordnet werden.



Herausgeber:

Justizministerium

des Landes Nordrhein-Westfalen
Justizkommunikation

40190 Dusseldorf

Info 35/Stand: August 2011

Alle Broschuren und Faltblatter des Justizministeriums finden Sie
unter www.justiz.nrw.de (Infomaterial), dortist auch ein Online-
Bestellformular eingestellt.

Telefonisch kdnnen Sie alle Verodffentlichungen werktags zwischen

8.00 und 18.00 Uhr bestellen.

Nordrhein-Westfalen direkt
»»pp 01803 100 110

nrwdirekt@nrw.de

* 9 Cent/Minute aus dem dt. Festnetz — Mobilfunk max. 0,42 €/Minute

Druck:

jva druck+medien
Mohlendyck 50
47608 Geldern

druckerei@jva-geldern.nrw.de

TANE o



	Die Arbeitsgerichtsbarkeit
	Die Zuständigkeit der Arbeitsgerichte
	Die Klage
	Die Verhandlung
	Das Urteil
	Das Beschlussverfahren
	Die Rechtsmittel
	Die Kosten
	Impressum

